
152  ZdF 50/2023 

 

Absurdistan Stasiaktenverwaltung 

Alles beim Alten trotz der Übernahme durch das Bundesarchiv  

Jochen Staadt 

Auch eineinhalb Jahre nach der Übernahme des Stasiarchivs durch das Bundesarchiv 
hat sich nichts an der wissenschaftsfeindlichen Praxis der Stasiaktenverwaltung geän-
dert. Doch nicht nur gegenüber Antragstellern treibt das Stasiarchiv sein Schwärzungs-
unwesen. Auch im eigenen Internetauftritt zur politischen Bildung werden Personen der 
Zeitgeschichte unkenntlich gemacht.1 Hier die Seite zu der Beat-Band The Buttlers aus 
der Stasi-Mediathek des Bundesarchivs und der Eintrag zu den Buttlers in Wikipedia: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
1 https://www.stasi-mediathek.de/geschichten/wir-dulden-keine-gammler/sheet/9-5/type/coherentEra/ 

(abgerufen 16.01.2023. Vgl. hingegen die Seite der Havemann-Stiftung: https://www.jugendopposi-
tion.de/themen/145446/es-lebe-der-beat . 

 

Ausstellungstafel im 

Eingangsbereich des 

Bundesarchivs 

Politische Bildung des Stasiarchivs mit Namenlosen 

https://www.stasi-mediathek.de/geschichten/wir-dulden-keine-gammler/sheet/9-5/type/coherentEra/
https://www.jugendopposition.de/themen/145446/es-lebe-der-beat
https://www.jugendopposition.de/themen/145446/es-lebe-der-beat
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Ein am 19. Oktober 2021 gestellter Antrag nach Informationsfreiheitsgesetz (IFG) liegt 
im Stasiunterlagenarchiv immer noch auf Eis. Lediglich ein Dokument, das freilich die 
Unfähigkeit der mit einer Anfrage befassten damaligen Grundsatzabteilung belegt, 
wurde nach anfänglicher Verweigerung herausgegeben.2 Es handelt sich dabei um einen 
Bescheid über vorgenommene Schwärzungen, u.a. die Anonymisierung der 1836 ge-
gründeten und heute noch existierenden Reederei Oltmann. Zunächst teilte die Justitia-
rin des Bundesarchivs Dorothee Knobloch am 17. Mai 2022 mit: 

„Meine internen Recherchen kamen zum Ergebnis, dass der Grund für die unterlassene 
Namensnennung auf eine Prüfung des hiesigen Datenschutzbeauftragten zurückzufüh-
ren ist, dem Ihre konkrete Frage vorgelegt wurde. Im Rahmen einer Interessenabwägung 
kommt der Datenschutzbeauftragte zu dem Ergebnis, dass zugunsten des Forschungs-
verbundes SED Staat kein Anspruch auf die Namensnennung der Person, die in AU G 
die in Rede stehende Auskunft bearbeitet hatte, besteht. Ich bitte um Verständnis, dass 
das Bundesarchiv die Anforderungen des Datenschutzes berücksichtigen muss. Grund-
sätzlich hat jeder einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen, § 1 Abs. 1 
Informationsfreiheitsgesetz (im folgenden IFG). Einschränkungen bestehen z. B. gemäß 
§ 5 IFG dann, wenn amtliche Informationen personenbezogene Daten von Dritten ent-
halten. Dies ist hier der Fall, da die Namensauskunft einer Person begehrt wird. Dem 
steht nicht entgegen, dass es sich bei der Person um einen Behördenmitarbeiter handelt, 
da auch Behördenmitarbeiter „Dritte“ im Sinne des § 5 IFG sein können, wenn nicht 
allein die amtliche Tätigkeit betroffen ist bzw. sein könnte.  Folglich war die namentli-
che Bezeichnung der Person, die dem Referat AU 6 zugearbeitet hat, nicht erforderlich, 
solange Ihnen eine Ansprechperson aus dem Referat AU 6 zur Verfügung stand.“  

Gegen diesen Bescheid wurde am 25. Mai 2022 Widerspruch mit folgender Begründung 
eingelegt: 

„Die Anfrage an AU G erfolgte durch die Sachbearbeiterin aus AU 6, da sie in der Sache 
– nicht nur in diesem Fall – inkompetent war. Eine Amtsperson aus AU G hat u.a die 
Schwärzung der bis heute weltweit tätigen Rederei Oltmann, gegründet 1836, bestätigt. 
Diese Amtshandlung erfolgte anonym. In dem von Ihnen als Zurückweisungsgrund un-
seres Anliegens erwähnten § 5 IFG heißt es.  

(3) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt das schutzwürdige Interesse 
des Dritten am Ausschluss des Informationszugangs in der Regel dann, wenn sich die 
Angabe auf Name, Titel, akademischen Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Bü-
roanschrift und Telekommunikationsnummer beschränkt und der Dritte als Gutachter, 
Sachverständiger oder in vergleichbarer Weise eine Stellungnahme in einem Verfahren 
abgegeben hat.  

(4) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift 
und Telekommunikationsnummer von Bearbeitern sind vom Informationszugang nicht 
ausgeschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind und kein 
Ausnahmetat-bestand erfüllt ist.  

Es kann wohl kein Zweifel daran bestehen, dass die uns übermittelte Stellungnahme von 
AU G sachverständig und gutachterlich durch Behördenangestellte oder Beamte erfolgt 
ist. Ihr Verweis auf die Ansprechperson im Referat AU 6 ist angesichts der historischen 

 
2 Vgl. hierzu Jochen Staadt: Überführt. Die MfS-Unterlagen sind endlich im Bundesarchiv. Gerbergasse 

18, Ausg. 4/2021/S. 12 f. 
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Inkompetenz dieser Sachbearbeiterin abwegig, da sie unsere Anliegen gar nicht beant-
worten konnte und deswegen AU G eingeschaltet hat. Zudem hat sie extensive Schwär-
zungen historischer Dokumente vorgenommen, die, weil StUG-widrig, revidiert werden 
mußten.“3 

In Reaktion auf dieses Schreiben und eine Beschwerde bei dem Vizepräsidenten des 
Bundesarchivs Björn Deicke übermittelte Z 1.5 nach erneuter Prüfung am 4. November 
2022 das angefragte Dokument von AU G mit folgender Begründung: 

„Ihre E-Mail vom 21. Oktober 2022 habe ich zum Anlass genommen, den gesamten 
Vorgang betreffend Ihres Antrags zum Thema "Todesfälle von Deutschen an den Gren-
zen der Ostblockstaaten" (872/19Z) beim Fachbereich anzufordern und mit Blick auf 
die Regelung des § 5 Abs. 4 IFG zu überprüfen. Die Prüfung Ihres Anliegens bemisst 
sich vorliegend nach dem IFG und den dort vorgesehenen Maßstäben. 

Gem. § 1 Abs. 1 S. 1 IFG hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den Be-
hörden des Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. Amtliche 
Information im Sinne dieses Gesetzes ist jede amtlichen Zwecken dienende Aufzeich-
nung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung (§ 2 Nr. 1 IFG). Der Zugang darf im 
Anwendungsbereich des IFG nur versagt werden, wenn und soweit ein in § 3 ff. IFG 
nominierter Ausnahmegrund oder ein ungeschriebener Ausnahmetatbestand greift. 

In § 5 Abs. 4 wird normiert, dass Mitarbeiterangaben dem Informationszugang nicht 
entgegenstehen soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind, dies jedoch 
nur dann, wenn kein Ausnahmetatbestand erfüllt ist. Das Gesetz stellt eine Konnexität 
zwischen den in den amtlichen Aufzeichnungen (§ 2 Nr. 1 IFG) vorhandenen personen-
bezogenen Daten des Bearbeiters und seiner Funktion als Bearbeiter her. Voraussetzung 
ist danach immer, dass sich die für den Informationszugang freigegebenen Daten auf 
die amtliche Funktion des Bearbeiters beziehen. Bearbeiter im Sinne des § 5 Abs. 4 IFG 
sind danach alle Amtsträger, die mit einem Verwaltungsvorgang befasst waren bzw. an 
dem Vorgang mitgewirkt haben. Alle darüber hinausgehenden Informationen über Be-
dienstete der informationspflichtigen Stelle sind personenbezogene Daten, die nur nach 
Maßgabe des § 5 Abs. 1 zugänglich sind (vgl. Schoch-Kommentierung, 2. Auflage 
2016, § 5 Abs. 4 IFG, Rn 107). Soweit also die in Rede stehenden Mitarbeiterdaten in 
keinem der vom Antragsteller begehrten Unterlagen als Bearbeiter erkenntlich ist, ist § 
5 Abs. 4 IFG nicht anwendbar. 

Nach alledem kann ich Ihrem Anliegen insoweit entsprechen, als dass ich Ihnen eine 
Kopie der Stellungnahme von AUG überlasse. Bezogen auf die übrigen Mitarbeiterda-
ten eröffnet § 5 Abs. 1 IFG der Behörde ein Ermessen in Bezug auf die Frage, ob der 
volle Name mitgeteilt werden soll oder ob der Mitteilung der Schutz personenbezogener 
Daten entgegensteht. Das Ermessen ist jedoch nur dann eröffnet, soweit diese Daten 
auch Gegenstand von amtlichen Informationen sind. Der/Die Mitarbeitende ist im Bun-
desarchiv nicht mehr beschäftigt. Dem aktuellen Telefon-bzw. Mitarbeiterverzeichnis 
sind die Daten daher nicht zu entnehmen. Selbst wenn man davon ausginge, dass der 
volle Name unter einem ehemaligen Geschäftsverteilungsplan zu finden ist, ist Ihnen 
der Zugang nicht eröffnet.  

§ 5 Abs. 4 IFG stellt zwar in Bezug auf die Bürokommunikationsnummer von Bearbei-
tern klar, dass sie vom Informationszugang nicht ausgeschlossen sind, aber eben nur 

 
3 Schreiben von Jochen Staadt an Referat Z 1.6 des Bundesarchivs vom 25. Mai 2022. 
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soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind und kein Ausnahmetatbe-
stand erfüllt ist. Nach dem Willen des Gesetzgebers sind Mitarbeiterdaten grundsätzlich 
nicht geschützt, wenn sie nur die konkrete amtliche Funktion betrifft.  

Anders ist es aber, wenn sie im konkreten Fall ausnahmsweise Bestandteil der Persön-
lichkeitsrechte des Bearbeiters sind (vgl. VG Karlsruhe, Urteil vom 05.08.2011 - 2 K 
765/11).  

Dies ist vorliegend der Fall. 

Mit Blick auf die von Ihnen vorgenommene Veröffentlichung Ihrer Artikel in der Schrif-
tenreihe des Forschungsverbundes SED-Staat Nr 46/2020 sowie 47/2021 ist nicht aus-
zuschließen, dass Sie die im Falle der vollständigen Namensnennung eindeutig identi-
fizierbare Person für die aus Ihrer Sicht rechtswidrigen Anonymisierungen des Stasiun-
terlagenarchivs mittels einer weiteren Veröffentlichung verantwortlich machen wollen. 
Dies stellte einen unverhältnismäßigen Angriff auf ihre Persönlichkeitsrechte und damit 
verbundenen Rechts auf informationelle Selbstbestimmung dar. Insofern komme ich zu 
dem Ergebnis, dass die mit Stellungnahme vom 17.05.2022 bestätigte Prüfung des Da-
tenschutzbeauftragten - soweit es um die vollständige Namensnennung geht - nicht zu 
beanstanden ist.“4 

Der nun herausgegebene Beleg des behördlichen Übergriffs auf die Wissenschaftsfrei-
heit ist nachstehend dokumentiert. Die Schieflage entspricht der übermittelten Kopie. 

 

 

 

 
 

4 E-Mail von Tanja Rübesamen, Bundesarchiv Z 1.5 vom 3. November 2022. 
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Folgendes Schreiben wurde am 15. Oktober 2022 in Beantwortung der weiter oben zi-
tierten Gesetzesauslegungen durch Z 1.5 an das Stasiunterlagenarchiv gesandt. 

„Besten Dank für Ihre E-Mail vom 5. November 2022 und den darin gegebenen Erläu-
terungen. Denen ich im letzten Punkt nicht folgen kann, denn die namentliche Kritik an 
einer im Bundesdienst handelnden Person ist kein ‚Angriff auf ihre Persönlichkeits-
rechte‘. Es mag Frau Jutta Probst vielleicht im Nachhinein unangenehm sein, was sie da 
als angeblich Sachverständige niedergeschrieben hat. Wo kämen wir aber hin, wenn 
eine begründete öffentliche Kritik an einer verantwortlich handelnden Bundesangestell-
ten ein ‚Angriff auf ihre Persönlichkeitsrechte‘ wäre. Ein derart anonymes Verwaltungs-
handeln ist mir noch bei keiner Behörde des Bundes oder des Landes begegnet. Natür-
lich werden wir inhaltlich noch auf diesen Vorgang zurückkommen. 

Frau Knobloch schrieb mir am 17.05.2022: ‚Im Rahmen einer Interessenabwägung 
kommt der Datenschutzbeauftragte zu dem Ergebnis, dass zugunsten des Forschungs-
verbundes SED Staat kein Anspruch auf die Namensnennung der Person, die in AU G 
die in Rede stehende Auskunft bearbeitet hatte, besteht.‘ Nun haben Sie mir das Schrei-
ben von Frau Probst übermittelt, die vollständige Namensnennung ist für mich unerheb-
lich, ich kennen Sie aber schon aus früherem Schriftverkehr als eine gegenüber der wis-
senschaftlichen Aufarbeitung verständnislose BStU-Mitarbeiterin.‘“ 
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Neue Rekordwartezeit auf Kopie: zweieinhalb Jahre 

Am 16. Januar 2023 erreichten uns Kopien, die für das biografische Handbuch über 
Todesfälle am Eisernen Vorhang bestellt worden waren. Darunter befanden sich eine 
Kerblochkartei- und eine Haftkarteikarte zu Reimar Krell, die bei einer Akteneinsicht 
am 22. Juli 2020 bestellt worden waren.5 Weitere Kopien, die am 16. Januar 2023 ein-
trafen, waren bei Akteneinsichtsterminen im Oktober 2020, November 2020, März 2021 
und Dezember 2021 bestellt worden. 

 

 

Abgesehen von der Inkonsistenz im Verwaltungshandeln des Stasiaktenaufsichtsperso-
nals enthält das noch gültige Stasiunterlagengesetz keine Bestimmung, aus der sich die 
Schwärzung der Adresse eines Häftlings nahelegt, der sich vor 53 Jahren in der Haftan-
stalt Bautzen das Leben nahm. Zudem hatte er zuletzt nur kurzeitig in Lübtheen ge-
wohnt. Geschwärzt werden willkürlich von Stasiaktenbewachern immer wieder auch 
amtliche Dokumente von offiziellen DDR-Institutionen, die keine MfS-Unterlagen sind 
und von anderen Archiven offen zugänglich gemacht werden (s.u.). Seit der Übernahme 
des Stasiunterlagenarchivs durch das Bundesarchiv findet die alte BStU-Praxis nun un-
ter dem gemeinsamen Dach der archivalischen Sammlungen aus DDR-Beständen statt. 

 
5 Die Biografie von Reimar Krell ist abrufbar unter: https://todesopfer.eiserner-vorhang.de/article/311-

reimar-krell/ . 

Von der Bundeszentrale für poltische Bildung 

mit Krells Anschrift dokumentiertes Blatt. 

https://www.bpb.de/system/files/dokument_pd

f/2020%20Der%20Letzte%20macht%20das

%20Licht%20aus.pdf 

Vom Stasiunterlagenarchiv nach zweieinhalb Jahren 

Wartezeit herausgegebene Kopie einer Kerblochkarte 

aus dem, Jahr 1969 mit geschwärzter Adresse  

https://todesopfer.eiserner-vorhang.de/article/311-reimar-krell/
https://todesopfer.eiserner-vorhang.de/article/311-reimar-krell/
https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=0CAQQw7AJahcKEwiwhK6srt78AhUAAAAAHQAAAAAQAw&url=https%3A%2F%2Fwww.bpb.de%2Fsystem%2Ffiles%2Fdokument_pdf%2F2020%2520Der%2520Letzte%2520macht%2520das%2520Licht%2520aus.pdf&psig=AOvVaw0NQvQzN7wkfPuXKyqWKaXy&ust=1674586329822086
https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=0CAQQw7AJahcKEwiwhK6srt78AhUAAAAAHQAAAAAQAw&url=https%3A%2F%2Fwww.bpb.de%2Fsystem%2Ffiles%2Fdokument_pdf%2F2020%2520Der%2520Letzte%2520macht%2520das%2520Licht%2520aus.pdf&psig=AOvVaw0NQvQzN7wkfPuXKyqWKaXy&ust=1674586329822086
https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=0CAQQw7AJahcKEwiwhK6srt78AhUAAAAAHQAAAAAQAw&url=https%3A%2F%2Fwww.bpb.de%2Fsystem%2Ffiles%2Fdokument_pdf%2F2020%2520Der%2520Letzte%2520macht%2520das%2520Licht%2520aus.pdf&psig=AOvVaw0NQvQzN7wkfPuXKyqWKaXy&ust=1674586329822086
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Das ist ein untragbarer Zustand, der durch ein einheitliches Bundesarchivgesetz alsbald 
abgestellt werden muss. 

 

 

 

 

 

Derartige Schwarzmalereien des Stasiarchivs beeinträchtigen auch das Opfergedenken, 
das die Memorial-Stiftung und mehrere Landesbeauftragte zur Aufarbeitungen der 
SED-Diktatur als Initiative „Die letzte Adresse“ ins Leben gerufen haben.6 Wer würde 
etwa auf den widersinnigen Gedanken verfallen, die letzte Adresse von NS-Opfern zu 
anonymisieren. 

SS-Massenmörder von Stasiaktenbewacher anonymisiert 

Die Stasiaktenaufsichtshabenden halten sich allerdings gesetzeswidrig für befugt, die 
Daten zu Personen der Zeitgeschichte aus der NS-Zeit unkenntlich zu machen. Im 
Stasiunterlagengesetz heißt es: 

„Personenbezogene Informationen dürfen nur veröffentlicht werden, wenn 1. diese of-
fenkundig sind, 2. es sich um Informationen handelt über Mitarbeiter des Staatssicher-
heitsdienstes, soweit diese nicht Tätigkeiten für den Staatssicherheitsdienst vor Vollen-
dung des 18. Lebensjahres betreffen, oder Begünstigte des Staatssicherheitsdienstes, 3. 

 
6 Siehe: https://www.memorial.de/index.php/themen-projekte/historische-aufarbeitung/die-letzte-ad-

resse 
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es sich um Informationen handelt über Personen der Zeitgeschichte, Inhaber politischer 
Funktionen oder Amtsträger, soweit diese ihre zeitgeschichtliche Rolle, Funktions- oder 
Amtsausübung betreffen […] Die Absätze 1 und 3 gelten sinngemäß auch für Zwecke 
der politischen und historischen Aufarbeitung der nationalsozialistischen Vergangen-
heit.“ 

Trotz dieser eindeutigen Gesetzeslage wurde z.B. der Name des NS-Verbrechers und 
Massenmord-Gehilfen Alois Brunner (1912-2001) in einer Stasiunterlage gleich zwei-
mal geschwärzt und das obgleich in dem Dokument der Hinweis auf dessen Funktion 
als Eichmann-Gehilfe enthalten ist. Die Stasileute waren sich da 1986 nicht ganz sicher, 
die Stasiunterlagenleute trotz der öffentlich zugänglichen Biografie des SS-Mannes au-
genscheinlich heutzutage auch nicht. Alois Brunner war als Kommandeur diverser SS-
Sonderkommandos für die Deportation von ca. 128 500 Juden aus Wien, Berlin, Grie-
chenland, Frankreich und der Slowakei verantwortlich. Er lebte nach dem Krieg unter 
falschem Namen in der Bundesrepublik. Nachdem er 1954 von einem französischen 
Militärgericht zum Tode verurteilt worden war, setzte er sich mit Hilfe von Gesinnungs-
gefährten nach Damaskus ab. Er soll 2001 in Syrien gestorben sein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




